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I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes

Das Land Schleswig-Holstein verfolgt mit dem Gesetzesantrag zwei Ziele:

Zum einen soll mit der Änderung des § 52 Absatz 1 Nummer 2 des Bundeszent-
ralregistergesetzes (BZRG) unmissverständlich festgelegt werden, wann ein
Sachverständiger bei Erstattung eines Gutachtens in einem späteren Strafverfah-
ren sowie im Rahmen einer Prüfung der Fortdauer der Unterbringung oder Si-
cherungsverwahrung gegen den Betroffenen frühere bereits getilgte bzw. til-
gungsreife Verurteilungen verwerten darf. Bezüglich der Gutachten in späteren
Strafverfahren handele es sich bei dieser Änderung lediglich um eine Klarstel-
lung, bezüglich der Gutachten im Rahmen einer Prüfung der Fortdauer der Un-
terbringung oder Sicherungsverwahrung hingegen (in geringem Umfang) um
eine Erweiterung der Ausnahmeregelung vom grundsätzlichen, in § 51 Absatz 1
BZRG normierten Verbot, getilgte oder tilgungsreife Eintragungen erneut zu
berücksichtigen. Das antragstellende Land ist der Auffassung, dass die Verwer-
tung bereits getilgter bzw. tilgungsreife Verurteilungen bei der Erstattung eines
Gutachtens in einem neuen Strafverfahren erforderlich sei, da die Kenntnis aller
wesentlichen Einzelheiten aus dem - auch strafrechtlichen - Vorleben einer Per-
son zu einer Persönlichkeitsanamnese gehöre. Dürfte ein Sachverständiger bei
der Erstattung eines Gutachtens frühere Straftaten nicht verwerten, käme es
womöglich zu lückenhaften Ergebnissen, die nicht überzeugen könnten und da-
her als Grundlage für die Urteilsfindung ausschieden.

Zum anderen soll mit der Änderung des § 60 Absatz 1 Nummer 3 BZRG die
Eintragungspflicht in das Erziehungsregister auch auf gegenüber Jugendlichen
oder Herangewachsenen ergangene Schuldsprüche nach § 27 JGG erstreckt
werden, die nach Ablauf der Bewährungszeit bereits getilgt sowie deren Eintra-
gung im Zentralregister bereits entfernt worden ist. Schuldsprüche sind jugend-
gerichtliche Entscheidungen, bei denen die Schuld des Jugendlichen oder Her-
anwachsenden im Urteil festgestellt wird, die endgültige Entscheidung über die
Verhängung einer Jugendstrafe aber von dem Verhalten des Betroffenen wäh-
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rend seiner Bewährungszeit abhängig gemacht wird. Nach Meinung des antrag-
stellenden Landes werde durch die beabsichtigte Änderung gewährleistet, dass
das Zentral- und das Erziehungsregister zusammen in einem späteren Jugend-
strafverfahren ein möglichst vollständiges Bild über die straf- und erziehungs-
rechtliche Vergangenheit des Jugendlichen oder Heranwachsenden geben. Da-
mit werde das entscheidende Jugendgericht in die Lage versetzt, eine erziehe-
risch sinnvolle Entscheidung zu treffen. Die mögliche Gefahr einer größeren
Stigmatisierung des verurteilten Jugendlichen oder Heranwachsenden durch die
längere Eintragung eines Schuldspruchs sei vor diesem Hintergrund hinnehm-
bar.

II. Zum Gang der Beratungen

Der Gesetzesantrag wird voraussichtlich in der 928. Sitzung des Bundesrates
am 28. November 2014 vom antragstellenden Land vorgestellt und näher be-
gründet sowie anschließend den Ausschüssen zur weiteren Beratung zugewie-
sen.


